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Ferienverlängerung oder
Schulschwänzen? Eltern riskieren hohe

Bußgelder
Eltern, die die Ferien verlängern, riskieren hohe Bußgelder.

In mehreren Bundesländern droht bis zu 1.500 Euro für
unerlaubtes Schulschwänzen. Informieren Sie sich jetzt!

Düsseldorf/Hannover (dpa) – Die Diskussion um die Schulpflicht
und das Reisen während der Ferienzeit erhält neue Brisanz,
angesichts der hohen Bußgelder, die Eltern drohen, wenn sie
ihre Kinder ohne Genehmigung aus der Schule nehmen. Diese
Problematik wirft nicht nur rechtliche Fragen auf, sondern hat
auch tiefgreifende Auswirkungen auf die Bildung und das
Sozialverhalten in der Gesellschaft.

Die Auswirkungen auf die Familie und
Gesellschaft

Die Eltern, die ihre Kinder vorzeitig oder zu spät aus dem
Schulunterricht nehmen, tragen oft eine schwere
Verantwortung. In Nordrhein-Westfalen sind die Bußgelder für
unerlaubtes Fernbleiben zwischen 300 und 1.000 Euro
angesiedelt, was für viele Familien eine erhebliche finanzielle
Belastung darstellen kann. Dieser Druck kann Familien in einen
Konflikt führen, wenn sie versuchen, die Kosten ihrer Reisen zu
minimieren und gleichzeitig die gesetzlichen Vorgaben
einzuhalten.

Bußgelder als präventive Maßnahme



Die hohen Bußgelder sind nicht nur eine Strafe, sondern auch
eine Maßnahme zur Abschreckung. In Niedersachsen, wo das
neue Schuljahr beginnt, können die Strafen zwischen 5 und
1.000 Euro liegen. Dies zeigt den ernsten Ton, mit dem die
Behörden die Schulpflicht durchsetzen wollen. Schulen sind
verpflichtet, Fehlzeiten zu melden, was zu einer umgehenden
Reaktion seitens der Kommunen führt.

Fälle des Schulschwänzens – Realität oder
Ausnahme?

Die Realität des Schulschwänzens zeigt sich in Berichten über
Kontrollen an Flughäfen, wie im bayerischen Memmingen, wo oft
kurz vor Ferienbeginn verstärkt Kontrollen stattfinden. Ein
bemerkenswerter Fall, der kürzlich Schlagzeilen machte, betraf
eine Mutter und ihre Tochter, die zwei Tage vor Ferienbeginn auf
Reisen waren. Die Mutter unterließ es, die wahre Natur der
Abwesenheit zu offenbaren, was zu einem drohenden Bußgeld
von bis zu 1.000 Euro führte.

Schulpflicht und ihre Vorbildfunktion

Die gesetzlich festgelegte Schulpflicht ist ein zentraler
Bestandteil des Bildungssystems und sollte nicht vernachlässigt
werden, so die Stimmen der Bildungsexperten. Eltern wird
geraten, sich bewusst zu sein, dass ihre Entscheidungen auch
Vorbildcharakter haben und die Einstellung ihrer Kinder zur
Bildung nachhaltig beeinflussen. In Nordrhein-Westfalen, dem
bevölkerungsreichsten Bundesland Deutschlands, wurden im
letzten Jahr etwa 2000 Verfahren wegen unerlaubter
Ferienverlängerungen eingeleitet.

Reisevorbereitungen und rechtliche
Grundlagen

Eltern müssen wissen, dass Reisen allein in der Regel keinen
wichtigen Grund für eine Beurlaubung darstellen. Das



Kultusministerium von Rheinland-Pfalz unterstreicht, dass
Anträge auf Beurlaubungen nur aus triftigen Gründen, wie zum
Beispiel einem Trauerfall, genehmigt werden. Die Schulleitungen
entscheiden dabei nach eigenem Ermessen, was als wichtig
erachtet wird.

Ausblick auf die Zukunft

Angesichts der ansteigenden Zahlen von Bußgeldbescheiden,
zum Beispiel über 150 in Bremen im Schuljahr 2023/24, ist zu
erkennen, dass das Problem des Schulschwänzens zunehmend
in das Licht der Öffentlichkeit gerät. Es bleibt spannend zu
sehen, wie die Gesetzgebung sowie die Schulen und Eltern in
naher Zukunft auf diese Herausforderungen reagieren werden.
Vor allem gilt es, den Dialog darüber zu fördern, wie die Balance
zwischen Reisevorlieben und der Rechte der Kinder auf Bildung
gewahrt werden kann.

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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